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BEGRÜNDUNG 

1 Anlass / Ziel / Planerfordernis 

Die Gemeinde Oetzen in der Samtgemeinde Rosche beabsichtigt, ein Areal im Bereich des 
Bahnhofs an der Bauckstraße weiterzuentwickeln. Ermöglicht werden soll ein verträgliches 

Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen. Es soll eine Innenentwicklung mit einer 
nachhaltigen, verträglichen Nutzungsmischung gefördert werden. Ein vorhandener großer 

Betrieb aus der Branche der Kartoffelzucht braucht Erweiterungsflächen am Standort. Hierzu 

sollen kleinere im öffentlichen Eigentum stehende Flachen umgewidmet werden. Zugleich 
soll aber auch die gute zentrale Wohnlage für den erforderlichen Wohnbau weiterhin nutzbar 
sein. Die bereits vorhandenen Wohnnutzungen im Umfeld sollen bei einer gewerblichen 

Weiterentwicklung entsprechend geschützt werden und die verkehrlichen Erfordernisse des 
Betriebes sollen nicht zu Lasten dieser Wohngebiete gehen. 

Ziel ist die Ausweisung eines gegliederten Mischgebietes, wobei eine Gliederung und 
Zuordnung der Flächen für die ausschließlich gewerbliche und die ausschließliche 
Wohnnutzung erfolgen soll. Die Gliederung soll die Belastungen von Wohnnutzungen durch 

Gewerbe sowie mögliche Konflikte zwischen den Nutzungen soweit als möglich minimieren. 

Mit der baurechtlichen Neuordnung wird ein Teil des noch gültigen Baurechts überplant und 

außer Kraft gesetzt werden. 

Anlass 

Ziel 

Planerfordernis 
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2 Planungsgrundlagen 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Oetzen hat die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 112 „Am Kartoffelhof Oetzen“ am 17.11.2025 beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im nördlichen Bereich der Gemeinde Oetzen, südlich der alten 
Bahnstrecke und im Bereich der Bauckstraße. Die Plangebietsgröße beträgt ca. 1,9 ha. 

Es handelt sich um eine Neuaufstellung, wobei der bisherige Bebauungsplan „Am Bahnhof IV“ 
einschließlich seiner ersten Änderung nur in Teilen überplant wird (siehe auch Abb. 5). Die 

sechs südlich gelegenen Grundstücke liegen bisher im unbeplanten Innenbereich und werden 

nun erstmals in einen Bebauungsplan aufgenommen. 

Abb. 1 Geltungsbereich / betroffene Grundstücke 

 

Kartengrundlage: LGLN 2026 mit eigener Ergänzung 

Die räumliche Abgrenzung wird kartographisch 

durch die Planzeichnung des Bebauungsplanes 

im Maßstab 1:1.000 bestimmt.  

 
Kartengrundlage: Grundviewer 2026 

Im einzelnen sind folgende Grundstücke der Flur 1 

in der Gemarkung Oetzen umfasst: 

 

95/22, 95/23, 95/30, 95/31,  

96/1 

97/72, 97/96, 97/95, 97/94, 97/93, 97/92, 97/91, 

97/90, 97/89, 

95/20, 95/19, 95/18 

tlw. 97/88 (Bauckstraße). 

 

  

Aufstellungs-

beschluss 

Lage / Größe 

Geltungs-

bereich 
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Die Neuaufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im Verfahren nach § 13a BauGB als 

Bebauungsplan der Innenentwicklung. Die Voraussetzungen dafür sind gegeben. 

Abb. 2 Prüfung der Voraussetzungen für die Anwendung des § 13 a BauGB  

Voraussetzungen Ergebnis für den Planfall 

§ 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Ver-

fahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine 

zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 

der Baunutzungsverordnung oder eine Größe 

der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 

weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die 

Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in 

einem engen sachlichen, räumlichen und zeitli-

chen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzu-

rechnen sind. 

Das gesamte Plangebiet umfasst eine Größe von 

ca. 19.000 m². Wesentlich ist die Grundfläche 

(versiegelte Flächen). Die Grenze von 20.000 m² 

ist hierbei unterschritten. 

Eine Kumulation mit anderen, umliegenden Plä-

nen ist ebenfalls nicht gegeben. 

§ 13 a Abs. 1 Satz 4 BauGB 

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, 

wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit 

von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung nach dem Gesetz über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht un-

terliegen. 

Die Planung setzt ein gegliedertes Mischgebiet in 

bestehender planungsrechtlich gesicherter Sied-

lungslage fest. Es sind keine Vorhaben damit zu-

lässig, für die eine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG 

besteht. 

§ 13 a Abs. 1 Satz 5 BauGB 

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, 

wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung 

der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b ge-

nannten Schutzgüter bestehen. 

Es werden mit der vorliegenden Planung keine 

Gebiete berührt, für die Erhaltungsziele und der 

Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne 

des Bundesnaturschutzgesetzes gelten. 

§ 13 a Abs. 1 Satz 5 BauGB 

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, 

wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei 

der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-

grenzung der Auswirkungen von schweren Unfäl-

len nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zu beachten sind. 

Mit der Planung eines Mischgebietes (MI) sind 

keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung 

der Auswirkungen von schweren Unfällen nach 

BImSchG zu beachten. 

§ 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

Im beschleunigten Verfahren kann ein Bebau-

ungsplan, der von Darstellungen des Flächen-

nutzungsplans abweicht, auch aufgestellt wer-

den, bevor der Flächennutzungsplan geändert o-

der ergänzt ist; die geordnete städtebauliche 

Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht be-

einträchtigt werden; der Flächennutzungsplan 

ist im Wege der Berichtigung anzupassen. 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde 

Rosche stellt für das Plangebiet und den 

Umgebungsbereich gemischte Bauflächen (M) 

dar.  Des Weiteren sind im Umgebungsbereich 

Flächen für den Gemeinbedarf (Spielanlagen), 

Grünflächen und Flächen für Landwirtschaft 

dargestellt.  

§ 13 a Abs. 2 Nr. 3 BauGB 

Im beschleunigten Verfahren soll einem Bedarf 

an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung 

der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Ver-

wirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Ab-

wägung in angemessener Weise Rechnung getra-

gen werden.  

Die Neuaufstellung des Bebauungsplans dient 

der Sicherung einer betrieblichen Entwicklung 

und vorhandener Arbeitsplätze sowie der 

Sicherung und Versorgung der Bevölkerung mit 

Wohnraum, durch Berücksichtigung 

immissionsschutzrechtlicher Belange. Es han-

delt sich um eine Maßnahme der Innenentwick-

lung. 

  

Verfahren 
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§ 13 Abs. 2 Nr. 4 BauGB 

… gelten Eingriffe… die aufgrund der Aufstel-

lung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als 

bereits vor der planerischen Entscheidung er-

folgt oder zulässig. 

Der Versiegelungsgrad auf der Fläche wird nicht 

erheblich verändert. 

§ 13 Abs. 3 BauGB 

Im vereinfachten Verfahren wird von der Um-

weltprüfung …, der Angabe welche Arten um-

weltbezogener Informationen ……vorliegen, so-

wie von der zusammenfassenden Erklärung ab-

gesehen. 

Dies ist beachtet, es erfolgt jedoch eine Abwä-

gung der betroffenen Umweltbelange im Rah-

men der vorliegenden Begründung (siehe Kapi-

tel 4.7). 

Übergeordnete Planungen 

Die Gemeinden sollen ihre Planungen an die Ziele der Raumordnung anpassen und die 

Grundsätze der Raumordnung beachten bzw. in ihre die Abwägung einzustellen (§ 1 Abs. 4 
BauGB). 

Die übergeordneten Ziele der Landesraumordnung stehen dem Planziel nicht entgegen. Im 

Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)1 werden keine konkreten Aussagen 
über das Plangebiet in innerörtlicher Lage getroffen. 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Uelzen2 weist die 

Samtgemeinde Rosche als Standort mit der Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung 
von Arbeitsstätten aus. Für die Gemeinde Oetzen werden keine dezidierten 

Entwicklungsabsichten genannt. Allerdings gilt nachfolgendes raumordnerische Ziel, das 

auch mit der vorliegenden Planung vollumfänglich beachtet wird. 

 Ziel des RROP, Kapitel 2.1, Entwicklung der Siedlungsstruktur Nr. 07 - Durch die Bauleitplanung 

ist die Siedlungsentwicklung in Bereiche zu lenken, deren ökologische Bedeutung für den 

Naturraum gering ist. 

Abb. 3 Darstellung des Plangebiets im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Uelzen (noch 

aktuelle Fassung 2019, derzeit in Neuaufstellung) 

 
Quelle: RROP Landkreis Uelzen (2019), zeichnerische Darstellung 

Der Geltungsbereich (Lage 

siehe schwarzer Pfeil) liegt im 

bauleitplanerisch gesicherten 

Bereich (nebenstehend grau).  

Nördlich des Bahnhofs verläuft 

eine Vorbehaltsgebiet eines 

Biotopverbundes (grün, 

linienhafte Kreise). Es handelt 

sich hier um Korridore der 

stillgelegten Bahnstrecke. 

                                                                    
1  Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen in der Fassung vom 17.09.2022 

2  Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) für den Landkreis Uelzen, 2019 sowie die Entwurfsfassung 

2025 

Land (LROP) 

Kreis (RROP) 
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Gemeindliche Planungen 

Bebauungspläne sind aus wirksamen Flächennutzungsplänen der Gemeinden zu entwickeln 
(§ 8 Abs 1 BauGB) oder der Flächennutzungsplan ist zu ändern (§ 8 Abs. 3 BauGB). 

Die 9. Berichtigung des Flächennutzungsplans (FNP) der Samtgemeinde Rosche stellt das 
Plangebiet in Übereinstimmung mit dem konkreten Planziel als gemischte Baufläche (M) dar. 

Auch der direkt angrenzende Bereich weist dieses Planziel auf. Sonstige Darstellungen für den 
Geltungsbereich sind im FNP nicht getroffen. 

Abb. 4 Auszug aus dem gültigen Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Rosche 

Aktueller Flächennutzungsplans 

 

 

9. Berichtigung des Flächennutzungsplan im 

Parallelverfaheren zum Bebauungsplan Nr. 112 

 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 112 „Am Kartoffelhof Oetzen“ wird in Teilen ein 
bereits gültiges Baurecht überplant. Die nachfolgenden Festsetzungen des Urplanes werden 

entsprechend dem aktuellen Planziel in Teilen mit der vorliegenden Neuaufstellung des 
Planes angepasst (siehe zur Erläuterung der Festsetzungen Kapitel 5). Für zwei Bereiche 

entlang der Bauckstraße, die derzeit noch unbeplant sind, wird nunmehr in Abwägung aller 
Belange Baurecht festgesetzt. 

Abb. 5 Übersicht über die Bebauungspläne (Geltungsbereich des vorliegenden Planes schwarz gestrichelt) 

 

Gemeinde 

(FNP) 

 

Gültiges 

Baurecht 
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Bebauungsplan „Am Bahnhof IV“ (1993) Urplan mit 1. Änderung (2015) 

 

Der Ursprungsplan wurde mit 

dem Bebauungsplan Am Bahn-

hof IV in Teilen überplant. 

Im nördlichen Bereich gilt ein 

eingeschränktes Mischgebiet 

(MIe) in maximal zweige-

schossiger (II), offener Bau-

weise (o), wobei die Gebäude 

länger als 80 m sein können. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) 

ist mit o,4 vorgesehen. 

Randlich sind Grünflächen mit 

Pflanzgebot festgesetzt. 

 

Eine erste Änderung u.a. des 

obigen Planes in Textform 

regelt die Stellung von Garagen 

und Stellplätzen neu, streicht 

die Geschossflächenzahl und 

widmet einen Grünstreifen in 

Wohngebiet um. 

Im direkten Umgebungsbereich des Neuaufstellungsbereiches finden sich zwei 

Bebauungspläne. Die dort getroffenen Regelungen sind im Rahmen der Abwägung zu den 
Belangen berücksichtigt und stehen der Neuaufstellung des Planes nicht entgegen. 

Abb. 6 Angrenzende Bebauungspläne 

Auszug aus dem Bebauungsplan „Am Bahnhof III“ (1999) mit Änderung (2016) 

 

Südlich angrenzend findet sich 

der Bebauungsplan „Am 

Bahnhof III“.  

Hier ist ein allgemeines Wohn-

gebiet (WA) mit einer Grundflä-

chenzahl (GRZ) von 0,3, bei ei-

ner maximal eingeschossigen 

(I), offenen Bauweise (o) fest-

setzt. Nach Westen und Süden 

ist einer 5 m breiter Pflanzstrei-

fen vorgeschrieben. 

Die Bauckstraße verläuft mittig 

als festgesetzte Verkehrsflä-

che. 

 

Benachbarte 

Bebauungs-

pläne 
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Die Änderung des obigen 

Planes überplant einen kleinen 

Teil der Verkehrsfläche in ein 

Wohnbaugrundstück. 

 

Auszug aus dem Bebauungsplan „Am Bahnhof II“ (1974) 

 

Östlich vom Plangebiet, direkt angrenzend, 

befindet sich der Bebauungsplan „Am Bahnhof II“. 

Er setzt allgemeine Wohngebiete (WA), mit einer 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2, einer 

Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,4 bei einer 

maximal eingeschossigen (I), offenen (O) 

Bauweise fest. 

Zum nun aktuellen Geltungsbereich nach Westen 

findet sich randlich ein Grünstreifen, der zu 

bepflanzen ist. 

Im nördlichen Bereich wurde der Plan durch den 

Bebauungsplan „Am Bahnhof IV“ (2015) neu 

gefasst und überplant.  

3 Bestand / Planziele 

Das Plangebiet ist derzeit weitgehend unbebaut, aber in Nutzung. Im nördlichen Bereich 
befindet sich eine gewerbliche Lagerfläche. Nach Süden schließen sich noch freie 

Rasengrundstücke an. Mittig und teilweise randlich finden sich Baumstrukturen. 

Abb. 7 Übersicht über die Nutzungen  

 
Quelle Luftbild: LGLN 2026 mit eigenen Ergänzungen 

Bestand 
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Auslöser der Planung ist das Erfordernis des vorhandenen Kartoffelzuchtbetriebes mit 

Erweiterungsflächen. Die Gemeinde will dieses Vorhaben der gewerblichen Entwicklung 
stützen. Sie will aber auch die bestehende Wohnlage im Bereich der Bauckstraße sichern und 
immissionsschutzrechtliche Konflikte vermeiden. 

Abb. 8 Auslöser der Planung  und Auszug aus der Planzeichnung 

 
Quelle IBZ Ingenieurbüro für Tragwerkplanung, Markus Böller GmbH & Co.KG.  

 

 

  

Planziel 
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4 Abwägung der berührten Belange 

Bei der Aufstellung bzw. der Änderung von Bauleitplänen sind öffentliche und private Belange 
gegeneinander und auch untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Nachfolgende 

Belange werden von der Planung im Wesentlichen berührt. 

Abb. 9 Tabellarische Übersicht über die berührten Belange bei der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 

112 –„Am Kartoffelhof Oetzen“ 

Rechtsgrundlage Belange 
Abwägung 

erfolgt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
Belange des Immissionsschutzes / der Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse  
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 
Belange der Wohnbedürfnisse / der Eigentumsverhältnisse 

/ der Schaffung sozial stabiler Bewohnerstrukturen  
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB 
Belange sozialer Bedürfnisse / kultureller Bedürfnisse / 

von Sport / von Erholung / von Freizeit 
nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB 
Belange der Erhaltung / Erneuerung / Fortentwicklung von 

Ortsteilen / von zentralen Versorgungsbereichen 
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB 
Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes / des 

Ortsbildes 
nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB Belange von Kirchen / von Religionsgemeinschaften nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB Belange des Umweltschutzes (Schutzgüter) X 

§ 1 a Abs. 5 BauGB 
Belange des Klimaschutzes / der Anpassung an den 

Klimawandel 
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB 

Belange der Wirtschaft / der Landwirtschaft / der 

Forstwirtschaft / der technischen Ver- und Entsorgung / 

der Rohstoffwirtschaft 

X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB Belange des Verkehrs X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB Belange der Verteidigung / des Zivilschutzes  

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB Belange des Hochwasserschutzes / der Wasserwirtschaft X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB Belange von Flüchtlingen / von Asylsuchenden nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB Belange der Versorgung mit Grünflächen / Freiflächen nicht berührt 

4.1 Belange des Immissionsschutzes / der Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse 
§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 

Es besteht innerhalb des Mischgebietes 1 eine gewerbliche Nutzung, die erweitert werden soll. 
Geplant ist der Neubau einer Kartoffellagerhalle , die östlich an den bestehenden Betrieb 

angebaut werden soll (siehe auch Abb. 8). 

Bei der Neuaufstellung des Planes sind insbesondere diese Neubauabsichten des Betriebes 
hinsichtlich der zu erwartenden Geräuschwirkungen in die Planung einzustellen und 
abzuwägen.  

Es liegt eine detaillierte Schallimmissionsprognose vor.3 Die Anforderungen an den 

Lärmschutz in der Bauleitplanung werden für die Praxis durch die DIN 18005 konkretisiert. 

                                                                    
3  Neubau einer Kartoffellagerhalle sowie Neuaufstellung des Bebauungsplanes „Am Bahnhof – Bauckstraße“ 

in Oetzen. Erstellt durch Wölfel, Höchberg, 05.02.2026 

Berührte 

Belange 

Emissionen – 

Gewerbelärm 
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Abb. 10 Berechnete Anlagen des Betriebs nach Schallgutachten (dort Anlage) 

 

Im Umgebungsbereich befinden sich Wohnnutzungen innerhalb von allgemeinen 

Wohngebieten bzw. innerhalb von Mischgebieten. Es sind nachfolgende Orientierungswerte 

maßgeblich und einzuhalten. 

Abb. 11 Richtwerte gemäß gültiger TA-Lärm 2017 

Zu schützende Nutzung 
Richtwerte außerhalb von Gebäuden  

Tagsüber (6 h – 22 h) Nachts (22 h – 6 h) 

Wohnhäuser in Wohngebiet (WA) 55 dB(A) 40 dB(A) 

Wohnhäuser im Mischgebiet (MI)  60 dB(A) 45 dB(A) 

Die Berechnungen zeigen, dass an allen umliegenden wesentlichen Immissionsorten die 

maßgeblichen Immissionsrichtwerte mit der derzeitigen Erweiterungskonzeption des 

Betriebes sowohl tags wie auch nachts um mindestens 6 dB unterschritten werden.4 Allerdings 
sind vom Betrieb hierbei auch Auflagen einzuhalten: 

• Die Tore der Hallen sind insbesondere im Nachtzeitraum planmäßig geschlossen zu 

halten; Diese Nutzungsregelung entspricht dem Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme 
gegenüber umliegenden Nutzungen und einem ordnungsgemäßen Betrieb des 

Gewerbegrundstücks; 

• die zulässigen Schallleistungspegel der technischen Aggregate / Lüftungsöffnungen sind 
einzuhalten; diese Regelung ist im Rahmen der Ausführungsplanung einzuhalten und zu 

überprüfen; 

• die Installation von Lärmschutzhauben mit einem resultierenden Schalldämmmaß der 
Gesamtkonstruktion von Rw größer gleich 21 dB an den Zuluftklappen der neuen Halle 
bzw. zusätzlich Einbau eines Schalldämpfers um die Minderung von 21 dB zu erreichen. 

Auch diese Regelung ist im Rahmen der Ausführungs- und Genehmigungsplanung 
vorzulegen und zu beachten. 

  

                                                                    
4  Ebenda, Seite 12 
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• Es muss eine Abschirmung des Anlieferbereichs für landwirtschaftliche Maschinen in 

Richtung Osten durch eine schalldichte Wandkonstruktion mit einer Länge von 15 m und 
einer Höhe von 7,7 m erfolgen. Diese Wand muss schalldicht mit der Halle der 
Überdachung des Anlieferbereichs abschließen.5 

Unter Beachtung der obigen Regelungen sind alle Immissionsorientierungswerte für die 
Umgebungsnutzungen nicht nur eingehalten, sondern deutlich unterschritten.  

Die Ermittlung von Geräuschemissionen durch den anlagenbezogenen Verkehr ist gemäß den 
Ergebnissen des Gutachtens nicht erforderlich, da die erforderlichen Kriterien 6 hierfür nicht 

erfüllt sind. 

Damit ist offengelegt, dass die angestrebte gewerbliche Nutzung verträglich gestaltet werden 

kann. Ein entsprechender Nachweis bzw. eine entsprechende Beauflagung kann im 

Bedarfsfall im Rahmen der bauordnungsrechtlichen Genehmigung von gewerblichen 
Bauvorhaben erfolgen. 

Altlasten und Altablagerungen bzw. Verdachtsflächen sind im Plangebiet nicht bekannt. Über 
Einträge in den Boden z.B. durch Lagerungen von Düngemittel u.ä. ist nichts bekannt. Sollten 
bei Bau- und Erdarbeiten dennoch Hinweise auf Altablagerungen oder Altstandorte (bzw. 
schädliche Bodenveränderungen) zu Tage treten, so ist unverzüglich die Untere 

Bodenschutzbehörde des Landkreises Uelzen zu benachrichtigen. 

4.2 Belange der Wohnbedürfnisse / der Eigentumsverhältnisse / der Schaffung sozial 

stabiler Bewohnerstrukturen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 

Mit der Gliederung des Mischgebiets in zwei gegeneinander abgegrenzte Bereiche, zum einen 
für Gewerbe, zum anderen für das Wohnen, wird der lange für das Wohnen vorgesehene 
Bereich nutzbar gemacht bzw. gehalten. Der verkehrlich gut angebundene, ortskernnahe 

Bereich ist insbesondere für Familienhaushalte, aber auch für kleinere Haushalte, die das 
Mieten bevorzugen, geeignet. Möglich soll der Neubau von Einfamilien- oder Doppelhäusern 

und ggf. kleinen Mehrparteienhäusern sein. Bei Einfamilien- oder Doppelhäusern können 
regelmäßig auch (Einlieger-) Wohnungen für ältere Haushalte (z. B. einzelne 

Familienangehörige) geschaffen werden. 

Die Planung berücksichtigt die Belange der Wohnbedürfnisse in besonderer Weise. Ohne 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme wird ein langfristig dafür vorgesehenes Areal der 
Wohnbebauung mit aktualisiertem Baurecht versehen und zugänglich/umsetzbar gemacht. 

Mit der Planung wird die für das Wohnen verfügbare Fläche optimiert. Eine gute Versorgung 

mit erschlossenen Wohngrundstücken auf dem Grundstücksmarkt der Samtgemeinde wird 

damit gefördert. 

4.3 Belange der sozialer / kultureller Bedürfnisse / von Sport / von Freizeit / von Erholung 
§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB 

Im Rahmen einer Mischgebietsnutzung ist die Umsetzung von sozialen und kulturellen 

Einrichtungen nicht ausgeschlossen. Die Belange sind berücksichtigt. 

                                                                    
5  Ebenda, Seite 12 

6  Siehe Gutachten, S. 7. Kriterien sind: Erhöhung der Beurteilungspegel durch Verkehrsgeräusche um mind. 3 

dB / keine Vermischung mit sonstigen Verkehren / erstmalige Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der 

16. BImSchB. 

Altlasten 
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4.4 Belange der Erhaltung / Erneuerung / Fortentwicklung / Anpassung vorhandener 
Ortsteile / von zentralen Versorgungsbereichen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB 

Im Rahmen einer Mischgebietsnutzung ist die Umsetzung von Versorgungsbetrieben oder 
Einzelhandelsgeschäften unter der Schwelle zur Großflächigkeit möglich. Zentrale 
Versorgungsbereiche werden infolge der Gebietsgröße nicht beeinträchtigt. 

4.5 Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes / des Ortsbildes 
§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB 

Es bestehen weiterhin keine besonderen oder geschützten Strukturen im Umfeld. Die 
geplanten Festsetzungen tragen weiterhin zu einem geordneten Siedlungsbild bei. Durch die 

Planänderung entstehen keine negativen Auswirkungen auf das Ortsbild.  

Denkmale existieren nicht im näheren Umfeld. 

Es ist ein Hinweis auf die Meldepflicht bei etwaigen Funden infolge von Bauarbeiten auf dem 

Plan enthalten. 

4.6 Belange von Kirchen / von Religionsgemeinschaften 
§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB 

Die Belange sind nicht berührt. 

4.7 Belange des Umweltschutzes (Schutzgüter) 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Ein eigenständiger Umweltbericht ist infolge des Verfahrens (§ 13 a BauGB) nicht erforderlich. 

Nachfolgend erfolgt eine Abwägung zu den ggf. betroffenen Umweltgütern. 

 

Schutzgut 
(Rechtsgrundlage) 

Auswirkung der Planänderung / Abwägung 

Tiere (Artenschutz) 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Der Geltungsbereich liegt im zentralen Siedlungsgebiet. Es ist deshalb 

vom Vorkommen üblicher Vogelarten des Siedlungsraumes auszugehen. 

Eine besondere Bedeutung des Raumes für die Tierwelt ist infolge der 

Siedlungslage nicht gegeben. 

Eine Fällung von bedeutsamen Bäumen, die ggf. artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände auslösen könnten (z.B. Beseitigung von 

Fledermausquartieren) ist nicht erkennbar. Sollten Baumfällungen im 

Rahmen von konkreten Baumaßnahmen dennoch erforderlich und auch 

zulässig sein, so ist durch qualifizierte Prüfung vor dem Eingriff – analog 

zum Abriss älterer Gebäude - aus artenschutzrechtlichen Gründen 

grundsätzlich das Vorhandensein von möglichen Vogel- oder 

Fledermausquartieren auszuschließen. 

Pflanzen (Artenschutz) 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Fläche 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Die Fläche des Geltungsbereichs ist insgesamt rd. 1,9 ha groß. Es besteht 

bereits Baurecht. Die Neubeordnung ermöglicht eine abgestimmte, 

effiziente Bauentwicklung im Siedlungsbestand und verhindert damit 

die Inanspruchnahme neuer Flächen. Das Schutzgut Fläche wird durch 

die Planung und die Neuordnung von Nutzungsmustern eher geschont 

und nicht beeinträchtigt. 

Ortsbild / 

Baukultur 

Denkmale 

Archäologische 

Denkmalpflege 
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Schutzgut 
(Rechtsgrundlage) 

Auswirkung der Planänderung / Abwägung 

Boden 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 
• Das Plangebiet gehört zur Bodengroßlandschaft der Geestplatten 

und Endmoränen7. Hier zu Bodenregion der Geest. 

• Die Bodenlandschaft sind Lehmgebiete. Die Bodeneinheit besteht 

wesentlich aus Pseudogley-Braunerden aus Decksanden über 

Geschiebelehm8.  

• Die vorherrschende Bodenart für Erdarbeiten bis 2m Tiefe (DIN 

18300) wird mit Bodenklasse 5 – schwer lösbare Bodenart – 

angegeben9. 

Das Schutzgut Boden wird durch die Neuplanung nicht erheblich 

beeinträchtigt. Die Fläche war bereits in früheren Jahren versiegelt und 

bebaut. Auch aktuell besteht Baurecht auf der Fläche. 

Wasser 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Der maximal mögliche Versiegelungsgrad im Gebiet wird durch die 

Planung nicht wesentlich verändert. Es ergeben sich keine neuen 

Beeinträchtigungen. 

Luft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Keine Änderungen. 

Klima 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Keine Änderungen. 

Landschaft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen infolge der Siedlungslage. Zu den 

Belangen des Ortsbildes siehe Kapitel 4.5). 

Mensch 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Die Belange des Immissionsschutzes sind berührt. Siehe hierzu die 

Abwägung in Kapitel 4.1. 

Kultur- und Sachgüter 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Keine Beeinträchtigungen. 

 

Sonstige 

Umweltbelange 
Auswirkung der Planänderung / Abwägung 

Schutzgebiete 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB  

Es sind keine überörtlichen Schutzgebiete (natura, FFH, 

Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete) berührt. 

Nördlich des Plangebietes findet sich in linearer Ausprägung mit der 

stillgelegten Bahnstrecke Uelzen-Danneberg ein geschützter 

Landschaftsbestandteil (GLB UE 12, vom 30.06.2016)10. 

Wechselwirkungen von 

Schutzgütern 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB  

Keine erkennbar. 

Emissionen / Abfälle 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB 

In der Folge der Planung können durchaus je nach Betriebsansiedlung 

auch besondere Emissionen und Abfälle entstehen. Für den 

sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässer kommt dann das 

entsprechende Fachrecht zur Anwendung. Den Umgang mit 

Verkehrsemissionen regelt u.a. die TA-Lärm. Alle Auswirkungen müssen 

dem Regelwerk entsprechen und dürfen die Gesundheit von Menschen 

nicht beeinträchtigen. 

Nutzung regenerativer 

Energie 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB  

Entsprechend der Bestimmungen des § 32 a NBauO ist bei der Errichtung 

von Gebäuden, die mindestens eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, 

mindestens 50% der Dachfläche mit Solarenergieanlagen auszustatten. 

Zusätzliche Regelungen zur Nutzung der Solarenergie müssen auf Ebene 

der Bauleitplanung nicht getroffen werden. Es ist sichergestellt, dass ein 

                                                                    
7  NIBIS Kartenserver 2026, Bodengroßlandschaften 

8  NIBIS, Kartenserver 2026, Bodeneinheiten 

9  NIBIS Kartenserver 2026, Bodenklassen 

10  NIBIS Kartenserver 2016, Geschützte Landschaftsbestandteile 
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Sonstige 

Umweltbelange 
Auswirkung der Planänderung / Abwägung 

substantieller Teil der entstehenden Dachflächen für die Energie-

gewinnung genutzt wird. 

Es werden auch keine Festsetzungen im Plan getroffen, die der Nutzung 

regenerativer Energien entgegenstehen. Es ist zu erwarten, dass die 

Gebäude im Neubaustandard modernen energetischen Anforderungen 

entsprechen. Der Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame 

und effiziente Nutzung von Energie wird damit hinlänglich entsprochen. 

Erhaltung Luftqualität 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB 

Nicht betroffen. 

Risiko für Unfälle / 

Katastrophen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB  

Nicht relevant. 

Kumulation von 

Auswirkungen 

§ 2 BauGB,  

Anlage 1 – Nr. 2 b - ff 

Keine erkennbar. 

Klimawandel 

§ 2 BauGB,  

Anlage 1 – Nr. 2 b – gg 

Für das Plangebiet besteht keine besondere Anfälligkeit gegenüber den 

möglichen Folgen des Klimawandels (keine Überschwemmungsberei-

che, keine windhöffigen Bereiche, keine besonderen Hitzebereiche). 

Eingesetzte Techniken / 

Stoffe 

§ 2 BauGB,  

Anlage 1 – Nr. 2 b – hh 

Bei der Umsetzung von Bauvorhaben in Mischgebieten ist jeweils von 

der Anwendung zeitgemäßer technischer Standards und Materialien 

auszugehen.  

Maßnahmen zur 

Vermeidung / 

Verringerung / Ausgleich 

§ 2 BauGB, Anlage 1 – Nr. 2 c  

Es besteht bereits Baurecht im Geltungsbereich. Ein Großteil des 

Gebietes verfügt mit dem Bebauungsplan „Am Bahnhof IV“ seit langem 

über Baurecht. Ein Teil der Grundstücke liegt im unbeplanten 

Innenbereich und die Zulässigkeit der Bauvorhaben war hier in der 

Vergangenheit nach § 34 BauGB zu beurteilen.  

Durch die Neuplanung wird eine Beordnung des Baurechts 

herbeigeführt und es wird damit kein neuer Eingriff in Natur und 

Landschaft erzeugt. Auch entsprechend der Gesetzeslage entsteht in 

einem Verfahren nach § 13 a BauGB kein Kompensationserfordernis. 

Besonderer Hinweis Der bislang rechtsgültige Bebauungsplan „Am Bahnhof IV“ hat seinerzeit 

Maßnahmen zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Naturhaushalts und des Landschaftsbildes festgesetzt. Die damals 

bestimmten Kompensationsflächen befinden sich überwiegend im 

Bereich der nun angestrebten Überplanung auf 3.459 m² Fläche. 

Allerdings wurden die seinerzeit festgesetzten Maßnahmen nie 

umgesetzt. In Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde - Landkreis Uelzen 

sieht die Gemeinde daher vor, diese Maßnahmen an anderer Stelle nun 

tatsächlich zu kompensieren.  

Die nachholende Kompensationsflächenentwicklung wird wie folgt 

erfolgen: Die seinerzeit festgesetzte Maßnahmenfläche hätte bereits vor 

25 bis 30 Jahren angelegt werden müssen. Die nunmehr fehlenden 

Biotope würden heute die Reife dieser Entwicklungszeit aufweisen. Für 

die nachholende Entwicklung wird daher eine größere Fläche 

vorgesehen, um das zeitliche Entwicklungsdefizit auszugleichen. Die 

Gemeinde stellt insgesamt 5.020 m² als Kompensationsfläche zur 

Verfügung. Eingebracht bzw. entwickelt werden zwei Areale. 

Eingebracht wird eine 1.909 m2 große Fläche im Flächenpool 

„Mührgehege“, die im Eigentum der öffentlichen Hand ist. Durch einen 

privaten Träger wird auf 3.111 m² eine freiwachsenden Strauchhecke 

entlang der südwestlichen Grenze des Flurstücks 16/2 der Flur 11 in der 
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Sonstige 

Umweltbelange 
Auswirkung der Planänderung / Abwägung 

Gemarkung Hanstedt I angelegt. Die Maßnahme wird durch 

städtebaulichen Vertrag gesichert. 

Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt gemäß der Ausarbeitung des 

Fachgutachters.11  

 

Das vorliegende Verfahren wird entsprechend der Privilegierung aus 

§ 13a Abs. 2 Nr. 4 ohne weitere Eingriffsbetrachtung durchgeführt. 

4.8 Belange des Klimaschutzes / der Anpassung an den Klimawandel 

§ 1 a Abs. 5 BauGB 

Die Neuaufstellung des Bebauungsplanes bereitet eine weitere insbesondere gewerbliche 

Bebauung vor. Jede Form von Bebauung und Versiegelung kann Einfluss auf die Schutzgüter 
Luft und Klima nehmen, z. B. indem lokal höhere Lufttemperaturen oder veränderte 
Windströme innerhalb der bebauten Bereiche entstehen. Sie lassen sich nicht grundsätzlich 
vermeiden. Für den Planfall ist nicht von erheblichen Auswirkungen auszugehen. 

Im Neubaustandard ist vom Einsatz moderner Techniken und Baustoffe sowie vom Entstehen 

energieeffizienter, moderner Gebäude auszugehen, die wiederum positiv vor dem 
Hintergrund des Klimawandels zu werten sind. 

4.9 Belange der Wirtschaft / der Landwirtschaft / der Forstwirtschaft / der sozialen 

Infrastruktur / der technischen Ver- und Entsorgung / der Rohstoffwirtschaft 
§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB 

Durch die Plan-Neuaufstellung werden die bisherigen baurechtlichen Regelungen in neue 

Regelungen entsprechend den städtebaulichen Zielen der Gemeinde Oetzen überführt. 

Gemessen am bisherigen Baurecht werden die Regelungen aufeinander abgestimmt und 
Nutzungskonflikte vermieden, so dass den Flächeneigentümern keine Nachteile entstehen. 

Es werden festgesetzte Grünflächen und bislang unbeplante Flächen des Innenbereichs als 
Bauflächen überplant. Festgesetzt wird dafür ein gegliedertes Mischgebiet. In dem nördlichen 

Bereich dieses Gebiets ist ausschließlich eine gewerbliche Nutzung zulässig, im südlichen 

ausschließlich die Wohnnutzung.  

Mit dieser Überplanung und Gliederung wird die Weiterentwicklung eines ansässigen 

Gewerbebetriebes ermöglicht, und es werden Flächen verfügbar gemacht, die für das Wohnen 

im Umfeld von nicht wesentlich störendem Gewerbe geeignet sind. Zugleich werden 

Nutzungskonflikte mit dem das Plangebiet umgebenden Bestand an allgemeinen 
Wohnnutzungen ausgeschlossen. 

 

Belange … Auswirkung der Planänderung / Abwägung 

Wirtschaft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 a BauGB 

Nordwestlich vom Plangebiet befindet sich ein großer 

Pflanzenzuchtbetrieb, der als Kommissionsierungsbetrieb für 

                                                                    
11  Landschaftsarchitekten PartG mbB für Landschaftsplanung: Gemeinde Oetzen: Bebauungsplan Nr. 112 „Am 

Kartoffelhof Oetzen“ - Hinweise zum Abstimmungsergebnis für das Ausgleichserfordernis der erheblichen 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, 

Uelzen 17.07.026 

Eigentümer-

interessen 

Weitere 

Belange 
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Pflanzkartoffeln arbeitet und ca. 750 ha Vermehrungsfläche betreut. Die 

Gemeinde gewichtet die wirtschaftlichen Erfordernisse des Betriebes 

hoch und ermöglicht eine mit der Wohnnutzung abgestimmte weitere 

Entwicklung des Betriebes mit einem Hallenneubau in östlicher 

Richtung.  

Land- und 

Forstwirtschaft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 b BauGB  

Nicht betroffen. 

Erhaltung von 

Arbeitsplätzen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 c BauGB  

Das Plangebiet setzt gegliederte Mischgebiete fest. Der Erhalt und die 

Sicherung gewerblicher Nutzungen und Arbeitsplätze durch 

abgestimmte baurechtliche Regelungen mit den umliegenden 

Wohnnutzungen ist ausdrückliches Ziel des Planung.  

Post- / 

Telekommunikation 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 d BauGB 

Nicht betroffen. 

Versorgung / 

Infrastruktur 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 e BauGB 

Die technische Ver- und Entsorgung des Gebiets ist im Bestand bereits 

langjährig sichergestellt: 

• Die Wasserversorgung (Brauch- und Trinkwasser) erfolgt über das 

Versorgungsnetz des Wasserversorgungszweckverbandes des 

Landkreises Uelzen (WVU). 

• Für die Brandbekämpfung ist die Löschwasserversorgung 

sicherzustellen. Hierfür können die öffentliche 

Trinkwasserversorgung, natürliche oder künstliche offene 

Gewässer,Beregnungswasserbrunnen, Löschwasserbrunnen oder -

behälter in Ansatz gebracht werden. Die 

Löschwasserentnahmestellen sind in einem Umkreis von 300 m 

anzulegen. Die Regularien über die Bewegungsflächen für die 

Feuerwehr entsprechend § 4 NBauO und § 2 DVO-NBauO sowie der 

Richtlinie Flächen für die Feuerwehr sind zu berücksichtigen und 

umzusetzen. Der Belang wird in der weiteren Vorhabenplanung bis 

zur Genehmigungsplanung berücksichtigt. Dabei wird abschließend 

geprüft, ob ausreichende Löschwasserentnahmestellen vorhanden 

sind, oder im Zuge des Bauvorhabens neue Entnahmestellen (z. B. 

über die Trinkwasserversorgung, oder mittels Löschwasserbrunnen 

oder Behältern) vorgesehen werden. 

• Die Stromversorgung erfolgt durch das Leitungsnetz der Celle-

Uelzen-Netz GmbH. Für die ggf. erforderliche Einspeisung von 

elektrischer Energie aus Dachflächenphotovoltaik, die im Zuge 

gewerbliche Bauvorhaben gemäß den Bestimmungen des § 32 a 

NBauO umzusetzen sind, müssen Vorhabenträger zu gegebener Zeit 

eine direkte Abstimmung mit dem Netzbetreiber suchen, um die 

verfügbaren Kapazitäten und eventuell erforderliche Maßnahmen 

zu erörtern. 

• Eine Gasversorgung ist nicht mehr die Regelversorgung und muss 

ggf. bedarfsweise bei besonderen Vorhaben geklärt werden. 

• Die erforderliche Versorgung mit Telekommunikationsleitungen 

erfolgt über die privaten Anbieter. Besondere 

Regelungserfordernisse entstehen hier nicht. 

• Die Müllentsorgung erfolgt durch den Abfallwirtschaftsbetrieb des 

Landkreises Uelzen. Planungsrechtlich besteht kein gesonderter 

Regelungsbedarf. 

• Die Beseitigung des Schmutzwassers erfolgt im Bestand über einen 

Schmutzwasserkanal. Es ist von ausreichend Kapazitäten der 

nachgelagerten Einrichtungen (Kläranlage des 

Abwasserzweckverbandes Uelzen) auszugehen. 



           Gemeinde Oetzen Bebauungsplan Nr. 112 „Am Kartoffelhof Oetzen“ 18 von 24 

 

 

• Bezüglich der Oberflächenentwässerung wird an dieser Stelle auf 

das Kapitel 4.13 „Belange der Wasserwirtschaft“ verwiesen. 

• Von den Leitungsträgern werden regelmäßig Hinweise auf die 

Schutzbestimmungen ihrer Leitungsnetze gegeben, die 

insbesondere bei der Umsetzung der Planung und bei allen 

Bodenarbeiten berücksichtigt werden müssen. Durch frühzeitige 

Beteiligung und Koordination können die Arbeiten effizient für alle 

Baubeteiligten umgesetzt werden. 

Sicherung von 

Rohstoffvorkommen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 f BauGB 

• Ein Hinweis auf die Lage des Plangebiets am Rande des 

Erlaubnisfeldes Uelzen II ist auf dem Plan enthalten. Angegebene 

Bodenschätze sind Kohlenwasserstoffe nebst den bei ihrer 

Gewinnung anfallenden Gasen. Der aktuelle Rechtsinhaber ist die 

Vermilion Energy Germany GmbH & Co.KG. Die Berechtigung läuft 

aktuell bis 31.03.2029. Die Berechtigungen und Erlaubnisse sind 

extrem großflächig. Die Belange stehen der vorliegenden Planung 

nicht entgegen. 

• Das Gebiet weist keine Rohstoffvorkommen auf und ist auch nicht 

durch den Bergbau betroffen. 

4.10 Belange des Verkehrs 
§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB 

Das Plangebiet liegt im nördlichen Siedlungsgefüge von Oetzen. Der Geltungsbereich ist über 
die Bauckstraße und die Uelzener Straße für das Wohnen und die Straße Am Bahnhof für das 

Gewerbe gut an die überörtliche Landesstraße 254 (Lüneburger Straße) angeschlossen. 

Die interne Erschließung erfolgt weiterhin über die Bauckstraße, die als Verkehrsfläche im 

Plan festgesetzt ist. 

Die Bauckstraße gilt jedoch aktuell als nicht mit Erschließungsanlagen im Sinne der 

Erschließungsbeitragssatzung der Gemeinde Oetzen ausgebaut. Von daher sollen keine 
zusätzlichen gewerblichen Zufahrten infolge der gewerblichen Entwicklung über diese Straße 

geführt werden. Im Mischgebiet 1 wird deshalb durch ein Zu- und Abfahrtsverbot nach Osten 

sichergestellt, dass die Verkehre der gewerblichen Nutzung nicht über die Bauckstraße 
geführt werden, sondern weiterhin über die Straße Am Bahnhof zu- und abfahren. 

Mit Schreiben vom 20.08.2025 teilt das Fernstraßenbundesamt, Standort Hannover auf 
anfrage mit, dass sich nach Prüfung der Unterlagen der Geltungsbereich des geplanten 

Bebauungsplans außerhalb der von einer Veränderungssperre betroffenen Flächen des 

Verfahrens Neubau BAB 39 3. Bauabschnitt befindet. 

Eine Bushaltestelle mit den Linien 7080, 7081 und 7083 befindet sich in der Uelzener Straße 
und ist in geringer Entfernung (etwa in 200 m) vom Plangebiet aus zu Fuß erreichbar.  

4.11 Belange der Verteidigung / des Zivilschutzes 
§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB 

Belange der Verteidigung werden von der Planung nicht berührt. 

Es liegen keine Hinweise auf mögliche Kampfmittelfunde in diesem Bereich vor. Jedem 
Vorhabenträger wird dennoch zur Gefahrenabwehr empfohlen, vor dem Beginn einer 

baulichen Maßnahmen mittels vorsorglicher Luftbildauswertung oder anderer, geeigneter 

Erkundungsmaßnahmen zu prüfen, ob Hinweise auf eine mögliche Kampfmittelbelastung des 

Plangebiets bestehen. Luftbilder können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel 

überprüft werden. Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, 
Brandmunition, Minen etc.) gefunden werden, sind jegliche Arbeiten unmittelbar einzustellen 

Externe 

Erschließung 

Interne 

Erschließung 

Neubau BAB 

ÖPNV 

Rüstungs-

altlasten 



           Gemeinde Oetzen Bebauungsplan Nr. 112 „Am Kartoffelhof Oetzen“ 19 von 24 

 

 

und die zuständigen Dienststellen zu benachrichtigen. Ein entsprechender Hinweis ist in die 

Planzeichnung aufgenommen. 

4.12 Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte  

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 

Es besteht ein integriertes Entwicklungs- und Handlungskonzept12 für die Samtgemeinde 
Rosche. Folgende Ziele werden hier übergeordnet für alle Gemeinden genannt. 

Nutzer- und Bevölkerungsstruktur – Die Auswirkungen des demographischen Wandels 

(Prognose: ältere und abnehmende Bevölkerung) führen u. a. zu einer Verkleinerung der 
Haushaltsgrößen, veränderten Wohnraumbedürfnissen (Barrierefreiheit) und mangelnden 

Sozialkontakten. Ziele bestehen demnach darin, alternative Wohnformen zu fördern (z. B. 

Mehrgenerationenwohnen, Wohngemeinschaften, …) und leerstehende Gebäude zu 

vermarkten. Es sollen kleinere und teilbare Wohneinheiten gebaut werden und energetische 

Verbesserungen gefördert werden. Zudem besteht das Ziel der Zusammenführung aller 
Sozialschichten und Altersgruppen.13 Mit der vorliegenden Planung soll eine verträgliche 
Nutzungsmischung zwischen Wohnen und Gewerbe in guter Siedlungslage erreicht werden, 
womit dem Ziel des Entwicklungskonzeptes voll entsprochen wird. 

Nutzungs- und Infrastruktur – Ziele bestehen darin, sich an veränderte Qualitätsmerkmale 

und neuzeitliche Standards anzupassen und gezielt Bauland mit guter verkehrlicher 
Anbindung zu erhalten und zu ertüchtigen.14 Mit der Planaufstellung wird eine verbesserte 

Nutzung eines bestehenden Bauareals erreicht. Zudem ist der Geltungsbereich über die 
Bauckstraße und die Uelzener Straße gut an die überörtliche Landesstraße 254 (Lüneburger 

Straße) angeschlossen. 

Aussagen sonstiger Entwicklungskonzepte der Samtgemeinde Rosche oder der Gemeinde 

Oetzen (z.B. Windenergie) sind nicht berührt. 

4.13 Belange des Hochwasserschutzes / der Wasserwirtschaft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB 

Im Plangebiet oder der näheren Umgebung sind keine verordneten 

Überschwemmungsgebiete, vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete oder 
Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten ausgewiesen. Die Vorgaben des 
länderübergreifenden Raumordnungsplans für den Hochwasserschutz (BRPHV) sind damit 

unberührt und betreffen das Plangebiet nicht. 

Für das Plangebiet besteht grundsätzlich bereits Baurecht. Die Oberflächenentwässerung 

erfolgt wie in den bereits bebauten Bereichen. Die Belange des Schutzgutes Wasser und der 
Wasserwirtschaft sind berücksichtigt. Es sind keine zusätzlichen Regelungen erforderlich. 

Die Hinweiskarte Starkregengefahren stellt im Plangebiet im Falle extremer 
Niederschlagsereignisse leichte mögliche Überflutungen (ca. 10-15 cm) dar. Das Areal dient 

nach Kartenlage im Falle von Starkregenereignissen nicht als natürliche Ablauf- oder 

Sammelfläche von Oberflächenwasser. Bei den geringfügigen Darstellungen auf der Fläche ist 
davon auszugehen, dass diese möglichen, kleinteiligen Bereiche im Zuge der Herrichtung als 

                                                                    
12  Samtgemeinde Rosche – Integriertes Entwicklungs- und Handlungskonzept, infraplan Gesellschaft für 

Infrastrukturplanung mbH (2013)  

13  Samtgemeinde Rosche – Integriertes Entwicklungs- und Handlungskonzept, infraplan Gesellschaft für 

Infrastrukturplanung mbH (2013), Kapitel C1 – Thematische Leitbilder und Ziele, Nutzer- und 

Bevölkerungsstruktur 

14  Samtgemeinde Rosche – Integriertes Entwicklungs- und Handlungskonzept, infraplan Gesellschaft für 

Infrastrukturplanung mbH (2013), Kapitel C1 – Thematische Leitbilder und Ziele, Nutzungs- und Infrastruktur 
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Baugrundstücke (Bodenaustausch / Auffüllung als vorbereitende Baumaßnahme) überformt 

werden. Es sind für das Gelände keine spezifischen Gefahren im Falle von 
Starkregenereignissen zu erkennen, die einer Inanspruchnahme entgegenstehen. 

Abb. 12 Auszug aus der Starkregenkarte der Gemeinde Oetzen für das Plangebiet  

 
Quelle: Umweltkarten Niedersachsen, 2026, Hinweiskarten Starkregener-

eignisse 

Weitere Sicherungsmaßnahmen 

können nur von den zukünftigen 

Grundstückseigentümern selbst 

in Kenntnis der Grundstückszu-

schnitte, der vorgesehenen Ver-

siegelung und Bebauung usw. 

vorgenommen werden. 

Es ist davon auszugehen, dass 

die größere Fläche nördlich der 

stillgelegten Bahnstrecke als 

wesentlicher Puffer bei 

Starkregenereignissen dient. 

4.14 Belange von Flüchtlingen / von Asylsuchenden 
§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB 

Die Belange werden bei der Planung nicht in besonderer Weise berührt. 

4.15 Belange der Versorgung mit Grünflächen / Freiflächen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB 

Die Belange werden bei der Planung nicht in besonderer Weise berührt. Die ländliche Lage und 
die starke Durchgrünung des Dorfes sorgen für ausreichende Grün- und Freiflächen.  

Eine Spielplatznutzung hat in der überplanten Spielplatzfläche faktisch nicht stattgefunden, 

aufgrund der privaten Gärten und dem ländlichen Umfeld ist ein Bedarf nicht gegeben. 

5 Inhalte der Neuaufstellung des Planes 

Das Plangebiet wird entsprechend den städtebaulichen Zielen der Gemeinde gegliedert und 

es werden folgende Festsetzungen getroffen. 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung / Flächennutzung / städtebauliche Regelungen 
 

Festgesetzt wird ein gegliedertes Mischgebiet (MI). 

Im Mischgebiet 1 sind ausschließlich gewerbliche Nutzungen zulässig, die das Wohnen nicht 

wesentlich stören. In den Mischgebieten 2 und 3 sind nur Wohngebäude zulässig (siehe 

textliche Festsetzung § 1). Mit dieser klaren Zuordnung der Nutzungsmöglichkeiten innerhalb 
des Gesamtareals werden immissionsschutzrechtliche Nutzungskonflikte vermieden 
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Die Geschossigkeit wird unterschiedlich vorgesehen. Für das nördliche (MI 1) und das östliche 

(MI 3) Mischgebiet gilt eine maximale Eingeschossigkeit (I). Für das westlich der Bauckstraße 
gelegene Mischgebiet (MI 2) gilt eine maximale Zweigeschossigkeit (II) ohne einen Ausbau 
des Dachgeschosses, soweit die Geschossigkeit ausgenutzt wird. Auch hier werden die die 
Nutzungsziffern des bisherigen Baurechts der Umgebung berücksichtigt. 

Mit der Gliederung des Mischgebiets soll das verträgliche Nebeneinander von Gewerbe- und 
Wohnnutzung gewährleistet werden. In den ausschließlich der Wohnnutzung vorbehaltenen 
Mischgebiete MI 2 und MI 3 soll mit der Begrenzung der Wohneinheiten je Gebäude 
sichergestellt werden, dass die Gebäudestruktur und die Bewohnerdichte sich in den Bestand 
der Ortslage einpasst. Das ländliche Wohnen in kleinen Ortslagen wie Oetzen ist generell eher 

durch kleinstrukturierte und lockere Bebauung bei geringer bis moderater Bewohnerdichte 
geprägt. Im östlichen MI 3, das an den Gebäudebestand anschließt, wird entsprechend der 

benachbarten Vorprägung die Zahl der zulässigen Wohneinheiten je Gebäude auf 2 
beschränkt. Im westlichen MI 2 sollen mit der Vorprägung durch die gewerblichen Bauten in 

der Nachbarschaft auch größere Gebäude mit maximal 6 Wohneinheiten je Gebäude 
ermöglicht werden. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) im nördlichen Mischgebiet wird infolge der gewerblichen 
Nutzung mit 0,6 vorgesehen. Damit können 60 % der Flächen versiegelt werden. Für Zufahrten 

und Stellplätze ist eine Überschreitung der GRZ bis 0,8 zulässig. Für die beiden Mischgebiete 

westlich und östlich der Bauckstraße wird eine Grundflächenzahl von 0,4 vorgesehen. Sie ist 

für die dort mögliche Wohnbaunutzung großzügig bemessen. 

Festgesetzt wird im Mischgebiet 1 eine abweichende Bauweise (a), die im Sinne einer offenen 

Bauweise umzusetzen ist. Die abweichende Bauweise bestimmt, dass Gebäude länger als 

50 m sein dürfen. Diese Festsetzung soll sicherstellen, dass den betrieblichen Erfordernissen 
Rechnung getragen werden kann (siehe textliche Festsetzung § 3). Für die Mischgebiete 2 und 
3 gilt die offene Bauweise (o) in Übernahme des bisherigen Baurechts. 

Die maximale Gebäudehöhe liegt im nördlichen Mischgebiet bei der gewerblichen Nutzung 
bei maximal 14 m. Der untere Bezugspunkt für die Gebäudehöhe (First) ist die Höhe des der 

Bebauung nächstgelegenen Schachtes in der Bauckstraße. Für den Bereich der 
Wohnbebauung westlich und östlich der Bauckstraße wird eine Höhe von 11 m für 
ausreichend gehalten (siehe textliche Festsetzung § 4). 

Garagen und Nebenanlagen werden entlang der Straße ausgeschlossen, um den 

städtebaulich angestrebten offenen Charakter im Baugebiet durch Einbauten nicht zu stören 
(siehe textliche Festsetzung § 5). 

Die festgesetzte private Grünfläche ist mit einer Baum-Strauchhecke zu bepflanzen. Die 
Bepflanzung soll zum einen dem Sichtschutz zwischen den, dem Wohnen vorbehaltenen, und 
den, dem Gewerbe vorbehaltenen, Mischgebieten dienen. Darüber hinaus sollen die 

vorgesehenen Baumpflanzungen in der Hecke einen Beitrag zur klimatischen Verbesserung 
im Siedlungsraum leisten. Angesichts der zu erwartenden, zunehmenden Extrem-

temperaturen sollen Bäume mit großen Kronen heranwachsen, die durch Beschattung und 
Verdunstung zur Durchlüftung und Kühlung des Siedlungsraumes für das Wohnen und 

Arbeiten beitragen (siehe textliche Festsetzung § 6). 

Die Bauckstraße wird als Verkehrsfläche festgesetzt. 

Im Mischgebiet 1 wird durch ein Zu- und Abfahrtsverbot nach Osten zur Bauckstraße hin 
sichergestellt, dass die Verkehre der gewerblichen Nutzung nicht über die Bauckstraße 

geführt werden, sondern weiterhin über die Straße Am Bahnhof zu- und abfahren. 
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5.2 Textliche Festsetzungen im Überblick 

§ 1 Art der baulichen Nutzung 
Das Mischgebiet wird folgendermaßen gegliedert: 

(1)  Im Mischgebiet 1 sind ausschließlich gewerbliche Nutzungen zulässig, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören (§ 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO). 

(2) Im Mischgebieten 2 und 3 sind nur Wohngebäude zulässig (§ 1 Abs. 4 BauNVO i. V. m. § 
1 Abs. 9 BauNVO)  

§ 2  Anzahl der Wohneinheiten ? 
In den Mischgebieten MI 2 und MI 3 sind in den Wohngebäuden je Wohngebäude höchstens 
sechs (MI 2) bzw. zwei (MI 3) Wohnungen zulässig. Je Doppelhaushälfte ist nur eine Wohnung 

zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB). 

§ 3 Bauweise 

Im Mischgebiet 1 gilt eine abweichender Bauweise (a). Die zulässige Gebäudelänge darf 50 m 
überschreiten. In den Mischgebieten 2 und 3 sind die Gebäude im Sinne der offenen Bauweise 

zu errichten (§ 22 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO). 

§ 4 Höhe baulicher Anlagen 
Die festgesetzten Gebäudehöhen (GH) sind Höchstgrenzen. Zu messen ist über der Oberkante 
des nächstgelegenen Schachtdeckels in der Bauckstraße (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO i. V. m. § 

18 Abs. 1 BauNVO). 

§ 5 Überbaubare Grundstücksfläche 
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und der 

Straßenbegrenzungslinie (Bauckstraße) sind Garagen und überdachte Stellplätze (§ 12 
BauNVO) sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden (§ 14 BauNVO) nicht zulässig (§ 23 Abs. 

5 BauNVO)  

§ 6 Grünordnung 
Auf der festgesetzten privaten Grünfläche ist eine blickdichte einreihige Baum-Strauchhecke 
(10 % Bäume und 90% Sträucher, standortheimische, klimaresiliente Arten) als Sichtschutz 

anzulegen. Die Hecke ist auf einer Höhe von durchgehend mindestens 2 m dauerhaft 

blickdicht zu unterhalten. Im Bereich der Grünfläche mit 3 m Breite ist alle 7 m ist ein Baum 
als Hochstamm, Stammumfang 14 cm – 16 cm, in der Hecke zu setzen und mit frei wachsender 
Krone ab 3 m Höhe raumbildend zu unterhalten. Abgängige Gehölze sind fachgerecht 

spätesten zur nächsten Vegetationsperiode zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB). 

5.3 Nachrichtliche Übernahmen / Hinweise / Rechtsgrundlagen 

Erlaubnisfeld – Das Plangebiet am nördlichen Rand des Erlaubnisfeldes Uelzen II. 

Angegebene Bodenschätze sind Kohlenwasserstoffe nebst den bei ihrer Gewinnung 
anfallenden Gasen. Der aktuelle Rechtsinhaber ist die Vermilion Energy Germany GmbH & 

Co.KG. Die Berechtigung läuft aktuell bis 31.03.2029. 

Archäologische Bodenfunde – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und 
frühgeschichtliche sowie mittelalterliche und frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u.a. 
sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 

Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 

werden, sind diese meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren 
Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Uelzen oder dem Niedersächsischen Landesamt für 

Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden (§ 14 Abs. 1 DSchG, NI). 

 

Nachrichtliche 

Übernahmen 

Hinweise 



           Gemeinde Oetzen Bebauungsplan Nr. 112 „Am Kartoffelhof Oetzen“ 23 von 24 

 

 

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 

Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, 
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet (§ 14 Abs. 2 DSchG,NI). 

Kampfmittel – Sollten sich während der Bauarbeiten Hinweise auf Bombenblindgänger oder 

andere Kampfmittel im Boden ergeben, so ist unverzüglich die zuständige Polizeidienststelle, 
das Ordnungsamt der Samtgemeinde oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN – 
Regionaldirektion Hameln-Hannover zu verständigen. 

Leitungsbetreiber – Die Schutzbestimmungen der Leitungsträger sind zu beachten. Es sind 
frühzeitig vor Baubeginn Abstimmungen mit den Leitungsträgern herbeizuführen. 

Altlasten – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen 

oder Altstandorte zu Tage treten, so ist unverzüglich die Untere Bodenschutzbehörde des 

Landkreises Uelzen zu benachrichtigen. 

Artenschutz – Die einschlägigen Bestimmungen des Artenschutzes gemäß § 44 

Bundesnaturschutzgesetz sind zu beachten. Um die Verletzung und Tötung von Individuen 
geschützter Tierarten auszuschließen, ist das Terrain vor Bau-, Abriss- und Rodungsarbeiten, 

dem Auf- und Abtrag von Oberboden sowie vergleichbaren Maßnahmen auf Vorkommen 
geschützter Arten hin zu überprüfen. Unmittelbar vor dem Fällen sind Bäume durch eine 

sachkundige Person auf die Bedeutung und das Potential für höhlenbewohnende Vogelarten 

und Fledermausquartiere zu überprüfen. Gebäude sind bei Sanierungs-, Umbau- und 

Abrissarbeiten auf Fledermausquartiere sowie auf Vogelniststätten zu überprüfen. Werden 
Individuen / Quartiere festgestellt, sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere 

Vorgehen ist mit dem Landkreis abzustimmen. Werden Höhlen (Fledermaushöhlen oder 

Nisthöhlen von Vögeln) beseitigt, sind im räumlichen Zusammenhang dauerhaft 
funktionsfähige Ersatzquartiere einzurichten. 

Informationsgrundlagen - Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, 

Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) können bei der Samtgemeinde Rosche im 
Rathaus während der allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. 

Überplanung - Mit der Neuaufstellung dieses Planes treten die Festsetzungen des bisherigen 
Bebauungsplans „Am Bahnhof IV“ außer Kraft. 

 

Es gelten folgende Rechtsgrundlagen: 

Bundesrecht 

BauGB Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

geändert worden ist; 

BauNVO Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 

November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist; 

PlanzV Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung -PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch 

Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist; 

 
 

Länderrecht Niedersachsen 

NBauO Nds. Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46), die zuletzt durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 25.06.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52) geändert worden ist; 

NKomVG Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) geändert worden ist; 

Rechts-
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NKlimaG Niedersächsisches Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung der 

Folgen des Klimawandels (NKlimaG) vom 10.12.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 464), das zuletzt 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.11.2025 (Nds. GVBl. Nr. 87) geändert worden ist. 

6 Städtebauliche Übersichtsdaten / Verfahren / Durchführung 

Fläche, gesamt Ca. 19.000 m² 

Mischgebiete  17.100 m2 

Straßenverkehrsfläche 1.400 m2 

Private Grünfläche mit Pflanzgebot 500 m2 

 

 
Datum Verfahrensschritt Grundlage 

17.11.2025 Aufstellungsbeschluss (VA) § 2 Abs. 1 BauGB 

- Entfällt- Verfahren § 13a BauGB - Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  § 3 Abs. 1 BauGB 

- Entfällt- Verfahren § 13a BauGB - Frühzeitige Behördenbeteiligung § 4 Abs. 1 BauGB 

 Veröffentlichung der Planung § 3 Abs. 2 BauGB 

 Behördenbeteiligung § 4 Abs. 2 BauGB 

 Satzungsbeschluss § 10 Abs. 1 BauGB 

Diese Begründung gehört zum Inhalt des Bebauungsplans, sie hat aber keinen 
rechtsverbindlichen Charakter. Darstellungen und Festsetzungen enthält nur der Plan. Sie 

sind dort durch Zeichnung und Signatur dargestellt. 

Aufgrund des bestehenden Änderungs- und Regelungsdrucks im Gebiet ist von der zügigen 
Umsetzung insbesondere des betrieblichen Erweiterungsvorhabens auszugehen. 

 

--------- 

 

Im Auftrag ausgearbeitet von: 

P3 Planungsteam GbR mbH, Oldenburg 

Oldenburg, den Planverfasser 

Gemeinde Oetzen, den Gemeindedirektorin 
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